B Nachkriegsdeutschland 1945 – 1955
I Die Hinterlassenschaft des Krieges

1 Die Herrschaft der Alliierten über Deutschland: Potsdamer Abkommen und Besatzungszonen

Herrschaft der Alliierten ohne Annexion

8. Mai 1945: Reichspräsident Dönitz unterzeichnet die bedingungslose Kapitulation

· Deutschland von alliierten Truppen besetzt

· Verhaftung der deutschen Regierung, da die Sowjetunion eine deutsche Zusammenarbeit mit den Westalliierten befürchtete

5. Juni: Berliner Deklaration: Alliierten übernehmen alleinige Hoheitsgewalt über Deutschland

· Kontrollrat aus den Oberkommandierenden der Alliierten als gemeinsame Regierung
Konferenz von Potsdam 17. Juli – 2. August 1945
Amerika, England und die Sowjetunion trafen sich auf der Konferenz von Potsdam, um die grundlegenden Fragen der gemeinsamen Deutschlandpolitik zu klären

Stalin wollte die Macht der Sowjetunion ausweiten, Attlee wollte dies verhindern, wurde aber nicht von Truman unterstützt, da die USA mit ihrem Japan-Krieg beschäftigt war

( Einigung erst nach langer Zeit durch einen amerikanischen Kompromissvorschlag

2. August: Potsdamer Abkommen: fünf Prinzipien („5 Ds“)

· Demilitarisierung

· Denazifizierung

· Dezentralisierung

· Demontagen

· Demokratisierung

Bestimmungen des Potsdamer Abkommens
Politisch

· Einteilung in Besatzungszonen

· Einrichtung eines Kontrollrats in Berlin (Einstimmigkeit)
( oberste Regierungsgewalt (z.B. Friedensvertrag)

· Gleiche Behandlung der deutschen Bevölkerung

· Entnazifizierung („reeducation“)

· Verhaftung aller Kriegsverbrecher

· Demokratische Ausrichtung der Justiz

· Gewährung von grundrechten

Wirtschaftlich
· Verbot der Waffenproduktion

· Dezentralisierung der Wirtschaft

· Schwerpunkt auf Landwirtschaft und Friedensproduktion

· Wiederherstellung der Verkehrswege

· Reparation

· Kontrolle des Wirtschaftslebens

Territorial
· Nördliches Ostpreußen und Königsberg an die Sowjetunion

· Vorbehaltlich der Regelung durch einen Friedensvertrag

· Festsetzung der Westgrenze Polens
· Geregelte Umsiedlung der deutschen aus Polen und ČSR

Grenzen des Kompromisses von Potsdam
· vage Kompromissformeln verdecken das Scheitern der gemeinsamen Politik

· wichtige Grundsätze wurden nicht, bzw. nur sehr vage definiert, und vor allem von Amerika und der Sowjetunion verschieden aufgefasst
(Reparation/Wirtschaftsform Deutschlands/Entnazifizierung/Dezentralisierung)
West-Zonen, Sowjetisch Besetzte Zone (SBZ) und Berlin

1943: Churchill schlägt Besatzungszonen vor um zu verhindern, dass die Rote Armee früher als die Westalliierten am Rhein ist und so ganz Deutschland besetzt hätte

1945: Sowjetunion gibt Polen Gebiete östlich Oder-Neiße ohne Alliierten-Einverständnis
( Verstoß gegen Vereinbarung, Besatzungszonen nur als Verwaltungseinheiten zu sehen
· Oder-Neiße-Linie als Westgrenze Polens wurde in Potsdam nicht förmlich anerkannt sondern auf einen späteren Friedensvertrag verschoben
· erneuter Verstoß gegen Vereinbarungen, als die Sowjetunion die SBZ wirtschaftlich und sozial umgestaltet und eigene Reparationsgrundsätze verwirklicht
( Abtrennung der Ostzone von der Westzone bereits 1945
· Aufteilung von Großberlin auf die Siegermächte, Amerika und England ziehen sich aus der SBZ zurück, und bekommen dafür die Westsektoren von Berlin
· Ausgliederung einer französischen Besatzungszone aus der englischen und amerikanischen Zone beeinflusst spätere Ländergrenze von Rheinland-Pfalz
· alle Ländergrenzen bis auf Bayern entstammen der Besatzungszeit

2 Flucht und Vertreibung

1. Fluchtwelle (2 Millionen)
Furcht vor Übergriffen sowjetischer Truppen und Racheakten von Polen und Tschechen

Herbst 1944: Memelland

Mai 1945: Ostpreußen, Schlesien

Januar 1945: Zusammenbruch der Ostfront
( Wettlauf mit der Roten Armee
2. Fluchtwelle (12 Millionen)
· Repressalien und planmäßige Vertreibung durch Polen und Tschechen

· Umsiedlung aller Deutschen östlich von Oder-Neiße, aus Ungarn und Tschechoslowakei im Potsdamer Abkommen festgelegt

· Festlegung humanitärer Bestimmungen (Mitnahme von Geld und Minimum an persönlicher Habe) wurde missachtet ( Vertrieben kamen mittellos in den Zonen an

3. Fluchtwelle (1 Million)

· Sowjetisierung der SBZ (Kommunismus, Repressalien)

· Flucht in die Westzonen

Lebensbedingungen der Flüchtlinge und Vertriebenen

· Unterbringung in ländlichen Regionen aufgrund zerstörter Städte

· Aufteilung 1947: französische Zone 1,5 %, SBZ 20,8 %, übrige Westzonen 13,4 %

· große materielle Not, schlechte Ernährungslage

· waren auf Massenquartiere und Notunterkünfte angewiesen

· mussten schlechter bezahlte Arbeit annehmen

· wurden durch Währungsreform 1948 und Arbeitslosigkeit besonders benachteiligt

· größtes innenpolitisches, wirtschaftliches und soziales Problem der Nachkriegszeit:
Integration der Flüchtlinge und Vertriebenen
( gelang in den 50er und 60er Jahren (herausragende Leistung der BRD)
II Politischer Neubeginn in Deutschland

1 Ziele der Besatzungsmächte und Errichtung der Länder

Demokratische Aktivitäten im befreiten Deutschland

April 1945: mit Einzug der Alliierten beginnen erste politische Aktivitäten in Deutschland

· Gründung von örtlichen Partei- und Gewerkschaftsgruppen sowie antifaschistischen Ausschüsse durch aus KZs befreite Demokraten, Sozialisten, Kommunisten, Christen und Gewerkschafter; teilweise Zusammenschluss von KPD- und SPD-Organisationen

· Ende von Krieg und Nationalsozialismus bedeutete für viele Deutsche eine philosophische, religiöse, gesellschaftliche und vor allem politische Neuorientierung
( demokratische Aktivitäten kamen nur langsam voran

· regionale Begrenzung der politischen Organisationen durch zerstörte Infrastruktur

· trotz der Demokratisierung Deutschlands (Potsdamer Konferenz) zahlreiche Verbote:
( Antifaschistische Ausschüsse wurden aufgelöst
( Parteien und Gewerkschaften wurden strengsten Kontrollen unterzogen
( Einschränkung durch Ausgangssperren, Zensur, Lizenzierung Papierzuteilungen

Volksfrontstrategie und Kollektivschuldtheorie

· Sowjets befürworteten als erste politische Aktivitäten in Deutschland, um ihre politischen Interessen in der deutsche Politik zu wahren

10. Juni 1945: Forderung zur Gründung von Parteien und Gewerkschaften

· Kollektivschuld: Westmächte befürworteten eine Bestrafung aller Deutschen und planten die Umwandlung Deutschlands in ein Agrarland
· Fraternisierungsverbot: kein Kontakt zwischen Besatzungssoldaten und Deutschen

· großes Misstrauen gegen politische Organisationen der Deutschen
(Entspannung der Lage erst ein Jahr nach Kriegsende)
· unterschiedliche Auffassung der Alliierten führte dazu, dass jede Militärregierung eigene Entscheidungen treffen musste (entspricht nicht dem Potsdamer Abkommen)

( Dezentralisierung: unterschiedliche politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung und Gründung von Ländern innerhalb der Besatzungszonen
Sowjetisch Besetzte Zone

Zusammenarbeit von SMAD (Sowjetische-Militär-Administration Deutschlands) und „Gruppe Ulbricht“ (aus Moskau) mit Sozialdemokraten und bürgerlichen Politikern
· Volksfrontpolitik zur Zentralisierung und Sozialisierung der SBZ

· Bildung von antifaschistischen Parteien und Gewerkschaften

· Einsetzung von vielen sozialdemokratischen und bürgerlichen Politikern
aber: Schlüsselstellungen wurden Kommunisten vorbehalten

Französische Zone

rigorose Niederhaltung Deutschlands aus sicherheitspolitischen Gründen
· Versuch der Verhinderung einer deutschen Einheit

· Verzögerung der Zulassung von Parteien und Isolierung von den verschiedenen Landesteilen innerhalb der französischen Zone
· Auch als einige Länder 1947 unter deutsche Verwaltung kamen, wurde kein Kontakt zu anderen Zonen gestattet
Britische Zone

· Großbritannien lehnte Zersplitterungspolitik ab

· Länder waren durch deutsche Zentralämter miteinander verbunden

bis Anfang 1946: nur zögerliche Zulassung von Parteien und Gewerkschaften
dann: Zulassung von länderübergreifenden Zusammenschlüssen

Amerikanische Zone

Durchsetzung von bundesstaatlicher Ordnung und liberalen Wirtschaftsprinzipien
( starke zonenübergreifende Impulse

Mai 1945: Einsetzung von örtlichen deutschen Verwaltungen und Länderregierungen
aber: amerikanische Militärregierung hatte generellen Vorbehalt
September 1945: Bildung eines Länderrats, der Gesetzgebung und Regierungstätigkeit in der amerikanischen Zone aufeinander abstimmte
2 Nürnberger Prozess, Entnazifizierung und Antifaschismus

Nürnberger Prozess 20. November 1945 – 1. Oktober 1946
Internationaler Militärgerichtshof: Anklagung von 24 bedeutenden NS-Funktionären
· Kriegsverbrechen (Verstöße gegen die Haager Konvention)

· Verbrechen gegen die Menschlichkeit (Judenverfolgung und –vernichtung)

· Verbrechen gegen den Frieden (keine gesetzliche Grundlage, deshalb bezog man sich auf den Briand-Kellog-Pakt von 1928)

als verbrecherisch eingestufte Organisation: Führerkorps der NSDAP / Gestapo / SD / SS

später gab es in den Besatzungszonen und im Ausland zahlreiche Nachfolgeprozesse

Kritik am Nürnberger Prozess

· „Verbrechen gegen den Frieden“ setzte ein internationales Verbot des Angriffskrieges voraus, das es nicht gab

· Einsetzung des internationalen Militärgerichtshof stellt Vergeltungsakt der Sieger dar

· Alliierte weigerten sich Anklagepunkte auf eigene Kriegsführung anzuwenden
( ungleiches Recht

· aber: Weiterentwicklung des Völkerrechts (z.B. UN-Menschenrechtserklärung 1948)

Entnazifizierung im Westen

· Kollektivschuldtheorie der Amerikaner: alle Deutschen sind am Nazismus schuldig
( Einleitung einer geistigen “reeducation“

· Verbot aller Nazi-Organisationen

· Massenverhaftungen

Klassifizierung bis 1949:
· Hauptschuldige

· Belastete

· Mindestbelastete

· Mitläufer

· Entlastete

März 1946:
Befreiungsgesetz: Fragebogen und Verantwortung vor Spruchkammern
( Entnazifizierungspass entscheidet über Lebensmittelkarten/Wahlrecht

· 1950: Übertragung der Entnazifizierung auf örtliche Organe

· aber: insgesamt wenig erfolgreich
( Leumundszeugnisse durch Mitbürger („Persilscheine“)
( harte Strafen für unbedeutende Nazis
( Prozesse gegen hohe Nazis wurden vorbereitet aber ab 1948 nicht durchgeführt
( Mangel an Fachkräften in Wirtschaft und Verwaltung ( Widereinstellung von Nazis

Antifaschismus im Osten

Antifaschismus als Deckmantel für Sowjetisierung:
· Pauschalisierung von adeligen Grundbesitzern/besitzendem Bürgertum als Faschisten
( Enteignung vom Grundbesitz

· politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Eingriffe der SMAD (Sowjetische Militäradministration in Deutschland) wurden als „Antifaschismus“ ausgegeben

· Gegner der Sowjetisierung wurden als „Faschisten“ verhaften und verfolgt
( Einweisung in Internierungslager (meist ehemalige KZs)
Neuaufbau von Parteien in der SBZ

Verbreitung der sowjetischen Auffassung von Demokratie durch marxistische Lehrpläne
Juni 1945: Gründung von KPD, SPD, CDU und LPDP (liberal)
SPD: Exil-SPD (Ollenhauer), Westzonen-SPD (Schumacher), SBZ-SPD (Grotewohl)

KPD: zunächst eigener Weg zum Sozialismus, dann Wunsch nach Vereinigung mit SPD

April 1946: SED (Sozialischtische-Einheitspartei-Deutschlands): SPD+KPD (nur SBZ)
( spätere Spaltung Deutschlands wird vorweggenommen

August: Landtagswahlen in der SBZ: SED hat große Mehrheit

ab 1947

· Ausrichtung der SED an der KPdSU

· keine freien Wahlen sondern Plebiszite zu einer Einheitsliste

ab Sommer 1948: Beendung des propagierten deutschen Weges zum Sozialismus
( Umwandlung der SED in marxistisch-leninistische Kaderpartei
( Ausschaltung des sozialdemokratischen Elements durch Säuberungsaktionen
3 Pluralismus in den Westzonen

Demokratisierung und Neuaufbau von Parteien in den Westzonen
· Zulassung von Zeitungen und Vergabe öffentlicher Ämter und wichtiger Wirtschaftspositionen nur an Personen, von deren demokratischer Gesinnung die Westalliierten überzeugt waren

· Kollektivschuldtheorie ( Verhinderung von überregionalen Parteigründungen

ab September 1945: erste Zulassung von Parteien
( es entstanden zunächst die alten Parteien der Weimarer Republik

KPD

· gemäßigtes, an SPD angelehntes Programm; aber: SPD lehnt Vereinigung ab
· KPD ordnet sich der SED-Führung unter ( zunehmender Verlust der Wählerschaft

SPD

· Reorganisation in Hannover um Kurt Schumacher
liberales und demokratisches statt traditionellem marxistischen Programm:
· Notwendigkeit des Klassenkampfs, aber: Wahrung der Menschenrechte wichtiger
· Aufteilung des Großgrundbesitzes und Verstaatlichung von Großindustrie, Großfinanz, Energie und Verkehrswirtschaft ( Wirtschaftsdemokratie

· parlamentarische Demokratie, zentrale Staatsgewalt Europa-Einbindung, dt. Einheit

CDU

Sammelbewegung aus Zentrum, DDP, DVP, DNVP und christlichen Gewerkschaften
bis 1949: Sozial-/Wirtschaftsprogramm beruht auf Kapitalismuskritik und Planwirtschaft
1949: Düsseldorfer Leitsätze forcieren marktwirtschaftliche Orientierung
erst 1950: Gründung der CDU als Bundespartei
CSU
eigenständiger Zweig der christlichen Partei in Bayern

1946:
Grundsatzprogramm:
( Ablehnung von Planwirtschaft und Wirtschaftsliberalismus
( sozial verpflichtetes Eigentum, Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb
( Föderalismus
FDP
erst 1948: Vereinigung liberaler Landesverbände zur FDP; Vorsitzender: Theodor Heuß

· Wählerverlust an SPD und CDU

· kein allgemeinverbindliches Parteiprogramm, aber: reiner Wirtschaftsliberalismus 
Wahlen in den Westzonen 1946/47

Wahlen zu Gemeinde- und Länderparlamenten sowie Volksabstimmungen zu den Länderverfassungen in der amerikanischen und französischen Zone
hohe Wahlbeteiligung, kleiner Vorsprung für CDU/CSU vor SPD
( Koalitions- oder Allparteienregierungen (Zusammenarbeit einziger Weg aus der Not)
Neugründung des Freistaats Bayern

Bayern bleibt als einziger Flächenstaat des Deutschen Bundes und Deutschen Reiches nach 1945 unverändert erhalten, da es ganz in der amerikanischen Zone lag
April: nach Entnazifizierungen sofort neue deutsche Verwaltung in Städten / Landkreisen

Mai:
Ernennung Fritz Schäffers (BVP) zum Bayerischen Ministerpräsidenten

( erstmals seit 1933 wieder eine Gesamtverwaltung Bayerns
September: Ablösung Schäffers durch Wilhelm Hoegner (SPD)

Februar 1946: Ausschuss zur Vorbereitung einer bayerischen Verfassung

Juni: Wahl einer Verfassungsgebenden Landesversammlung

1. Dezember: 70% der Wahlberechtigten stimmen für die neue Verfassung Bayerns

III Wirtschaftspolitische Entscheidungen 1945-1949

1 Allgemeines Wirtschaftselend, Reparationen und Sozialisierungen
Zusammenbruchsgesellschaft 1945 - 1948
· Wirtschaftselend: 40% Wohnraum, 50% Industrie und Verkehrswesen waren zerstört

· Wirtschaft kommt nur schleppend voran, da die Besatzungsmächte jegliche Verkehrsmittel beschlagnahmten und Kohle, Gas und Strom streng rationiert wurden
( keine Produktionen und nur nötigste Versorgung der Haushalte mit Lebensmitteln

· Staatgut-/Arbeitskräftemangel und harter Winter ( Ernteerträge gingen stark zurück

· landwirtschaftlich reiche polnisch verwaltete Gebiete waren abgetrennt

· Flüchtlingsstrom von Ost nach West, sorgten für eine noch größere Hungernot

1948: Höhepunkt der Nahrungsmittelkrise: Das Existenzminimum von 2000 Kalorien pro Person am Tag wurde nicht erreicht
( „Hamsterfahrten“: Tausch von Lebensmitteln für Großstadtbevölkerung auf dem Land

Hunger, Kälte und gesundheitliche Probleme entfachen Überlebenskampf
( Entstehung eines Schwarzmarktes
( Anstieg der Kriminalität

Reparationen

· alliierte Besatzungspolitik verschärft das Wirtschaftselend, da sowohl im Westen als auch im Osten Industrie- und Verkehrsanlagen als Reparationsleitungen demontiert und weggeschafft wurden

· Durch höheren landwirtschaftlichen Anteil und max. 20% Schäden für Industrie, hat die SBZ eine verbesserte Selbstversorgung und höhere Industrieproduktion
aber: Produktionsausfall von 75% gegenüber 1944 durch sowjetische Demontagen
· Westen war von den Reparationen weniger betroffen, da man angesichts der Wirtschaftsnot nur etwa 700 Betriebe (hauptsächlich Rüstungsindustrie) abbaute

( schon 1949 im Westen Produktionsniveau von 1936, im Osten dagegen erst 1954
Sozialisierung und Bodenreform

Wirtschaftspolitik der SBZ hemmte einen wirtschaftlichen Aufschwung
( gewerkschaftliche, sozialdemokratische und kommunistische Kräfte leiten wirtschaftliche Reformen ein:

· Banken und Sparkassen wurden entschädigungslos enteignet

· entschädigungslose Bodenreform (Verteilung aller Ländereien über 100 ha an 50000 Kleinbauern)

· Vermögen von NS- und Wehrmachtsorganisationen wurde beschlagnahmt

· Schwer- und Schlüsselindustrie wurden verstaatlicht

· Einführung der Planwirtschaft ( Produktion der SBZ wurde auf 40% zurückgedrängt

· SED und SMAD legen Grundlage für Wirtschafts- und Bildungsreform in der SBZ

keine Bodenreform und Sozialisierung in den Westzonen, da die USA Widerstand leistete
Gewerkschaften verwirklichten nur Teilziel: Mitbestimmung in der Montanindustrie
aber: Industrie- und Handelskammer verhindert Mitbestimmung in anderen Bereichen
2 Marshall-Plan und Soziale Marktwirtschaft in den Westzonen

Marshall-Plan 5. Juni 1947
Europäisches Wiederaufbauprogramm der USA
Ziel:
Wiederherstellung einer funktionierenden Weltwirtschaft

(Schaffung von Absatzmärkten für die US-Überproduktion)
Inhalt:

· Vergabe von Krediten an alle europäischen Staaten

· Lieferung von Rohstoffen und Fertigprodukten

· Verteilung durch einen noch zu gründenden europäischen Wirtschaftsrat (Organisation für europäische Zusammenarbeit OEEC)

Bedingung: Anerkennung der politischen und wirtschaftlichen Führung durch die USA

aber: Errichtung einer Wirtschaftskommission (Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe RWG oder COMECON) durch Sowjetunion um osteuropäische Staaten zu binden (Molotow-Plan)
( Polen, ČSSR, Ungarn lehnen das amerikanische Programm ab

Bi-Zone

Juli 1946:
USA schlagen wirtschaftliche Vereinigung der Zonen vor
aber: sowjetische und französische Vorbehalte

1. Januar 1947:
Vereinigung von amerikanischer und britischer Zone zur Bi-Zone
Ziel: wirtschaftliche Autarkie bis 1949
Juni 1947:
Bi-Zone wird deutscher parlamentarischer Kontrolle unterstellt
Aufsicht durch Wirtschaftsrat aus Mitgliedern der Länderparlamente

Februar 1948:
Einsetzung eines Länderrats als Kontrollorgan über Wirtschaftsrat

Anfang eines westdeutschen Staats durch Verwaltungsrat als Regierungsorgan, und Bank deutscher Länder sowie einem Deutschen Obergericht

Soziale Marktwirtschaft

deutsche Verwaltung der Bi-Zone hauptsächlich durch Wirtschaftsdirektor Ludwig Erhard
( vertritt Prinzip der sozialen Marktwirtschaft ( Sozialstaat

trotz Widerstand der SPD-Opposition setzt Erhard sich durch

Währungsreform

Aufblähung der Geldmenge von 1938 (56 Mrd. RM) bis 1945 (298 Mrd. RM)
aber: nur geringes Warenangebot

( Zigarettenwährung und Schwarzmark

21. Juni 1948: Reichsmark wird durch die Deutsche Mark abgelöst

· radikale Abwertung der RM beim Umtausch: Guthaben 6,5%, Schulden 10% in DM
( Kleinsparer verloren, Aktien- und Sachwertbesitzer gewannen

· Überbrückungsgeld: 40 bzw. 60 DM

· Mieten, Löhne, Gehälter wurden 1:1 in der neuen Währung bezahlt

( großes Wahrenangebot, da Geschäftsleute Waren gehortet hatten
( Ende des Schwarzmarkts

· Erhard will Ende der Zwangswirtschaft: Aufhebung von Wirtschaftsverordnungen

· Preise und Arbeitslosenzahlen steigen (1950 10,3%)

26. Juni 1948: Einführung der Ost-Mark in der SBZ als Reaktion auf die DM im Westen

· Abwertung: Bargeld 1:10, Bankguthaben gestaffelt zu Gunsten der Kleinsparer
· Überbrückungsgeld 70 Ost-Mark

( Problem: zwei Währungen in Berlin
Berlin-Blockade 4. Juni 1948 – 12. Mai 1949

1946:
Weigerung der SPD Berlins, sich mit der KPD zu vereinigen

( SED und SMAD wollen Berlin zu einem Teil der SBZ machen
24. Juni 1948: sowjetischer Militärgouverneur befiehlt dem Berliner Senat die Einführung der DM-Ost
aber: westliche Stadtkommandanten führen in den Westsektoren die DM-West ein

( Sowjets unterbinden Verkehr zu Wasser und zu Lande von und nach West-Berlin
USA demonstrieren ihren Willen zur eigenständigen Deutschland-Politik
( Versorgung der 2 Mio. Berliner mit Lebensmitteln und Energie per Luftbrücke

Mai 1949: Sowjets sehen Erfolglosigkeit der Blockade ein und beenden sie

USA verstärken ihre Präsenz in Europa durch Stationierung von Atombomben in England und die Gründung der NATO im April 1949
IV Blockbildung und Teilung Deutschlands

1 Von der Anti-Hitler-Koalition zum Kalten Krieg

Konzept der Politik der „Einen Welt“

Kriegskonferenzen in Teheran und Jalta:
·  Verständigung über gemeinsames Vorgehen gegen Krieg und über Nachkriegspolitik (entsprach den Vorstellungen Roosevelts der „Einen Welt“)

· Lösung der Nachkriegsprobleme durch internationale Verhandlungen

· Friedensbeschlüsse und Friedenssicherung gemeinsam mit den Vereinten Nationen
( Vorarbeiten hierfür übernahm der Rat der Außenminister (Siegermächte)
Interessengegensätze der Siegermächte

· Truman wollte Truppen wegen Krieg gegen Japan schnell aus Deutschland abziehen
( Interesse beschränkt auf Friedensverträge, Besatzungsgrundsätze, Reparationen
· Wichtige Punkte wurden auf der Potsdamer Konferenz nicht festgelegt
( Polnische Westgrenze
( Polnische Regierung
( Besatzungspolitik
( Friedensverträge
· Stalins will Ring befreundeter Satellitenstaaten schaffen und das Macht- und Gesellschaftssystem der Sowjetunion ausbauen
( England will Einfluss der Sowjetunion zurückdrängen
aber: keine Unterstützung durch die USA
Sowjetische Expansion und Sowjetisierungspolitik

ab 1944: Sowjetunion nutzt Vordringen der Roten Armee nach Westen zu Annexionen und zur Bildung von Vasallenstaaten (schon 1940 baltische Staaten 1941 Ostpolen)

( Bildung von kommunistischen Marionettenregierungen oder Volksfronttaktiken
1946:
Bürgerkrieg in Griechenland zwischen Kommunisten (Jugoslawien, Albanien, Bulgarien) und Monarchisten (England)

( verschiedene Interessen zischen Westalliierten und Sowjetunion werden deutlich
( „Eisernern Vorhang“ (Churchill): Linie Triest- Stettin mitten durch Europa

Truman-Doktrin und Eindämmungspolitik

USA gibt Politik der „Einen Welt“ auf und schließt Sowjetunion auf Grund von Meinungsverschiedenheiten aus der Besatzungspolitik in Japan und Italien aus

12. März 1947: Truman-Doktrin:
materielle u. personelle Unterstützung von Staaten, deren Freiheit von außen bedroht ist
( Containment-Politik: Eindämmung der sowjetischen Expansion in allen Teilen der Welt

Gründung der Kominform

30. September 1947: Sowjetunion antwortet mit der Kominform (Kommunistisches Informationsbüro), die zur Vereinheitlichung der europäischen Kommunisten dient

· Sowjetunion sichert sich durch die Unterzeichnungen vieler europäischer kommunistischer Parteien ihre Hegemonie über zahlreiche Länder

· Gegensatz zwischen Ost und West beherrschte die internationale Politik
( ab 1947: Beginn des Kalten Krieges

Außenministerkonferenz der Siegermächte

1946:
New Yorker Außenministerkonferenz: Einigung auf Friedensverträge mit Italien, Rumänien, Ungarn, Bulgarien und Finnland

aber:
keine Einigung über Friedensverträge mit Deutschland und Österreich
( USA erkennt polnische Westgrenze nicht mehr an
( Frankreich will keinen Friedensvertrag mit Deutschland
( ehemalige Alliierten strebten keine Einigung über Gesamtdeutschland mehr an
( USA beschließen Truppen auf unbestimmte Zeit in Deutschland zu lassen

2 Die Gründung der Bundesrepublik Deutschland

Die Initiative der Westalliierten

Juni 1947: letzte Ministerpräsidentenkonferenz aller Länder der vier Besatzungszonen scheitert schon an der Tagesordnung
( USA treiben westdeutsche Staatengründung voran

März 1948: Brüsseler Vertrag:
Verteidigungsbündnis zwischen England, Beneluxstaaten und Frankreich
( Beruhigung Frankreichs führt zur Tri-Zone (wirtschaftlich und staatlich)

März 1948: Londoner Außenministerkonferenz: Einigung auf westdeutsche Einheit ohne Unterrichtung der Sowjetunion ( Sowjetunion tritt aus Kontrollrat der Alliierten aus

( Ende der gemeinsamen Besatzungspolitik

1. Juli 1948: „Frankfurter Dokumente“
Einberufung einer verfassungsgebende Versammlung durch die Ministerpräsidenten

Ziel: bundesstaatliche demokratische Regierungsform und Garantie der Grundrechte

Genehmigung durch Militärgouverneure und Volksabstimmung
Grundgesetz als provisorische Verfassung

deutsche Ministerpräsidenten wollen durch die Verfassung keine spätere gesamtdeutsche Einigung behindern, deswegen

· provisorisches „Grundgesetzt“ anstatt Verfassung

· parlamentarischer Rat anstatt Nationalversammlung

· Verabschiedung durch Länderparlamente anstatt Volksabstimmung

· Grundgesetzt soll auch für Deutsche außerhalb der Westzonen gelten

Verfassungskonvent und Parlamentarischer Rat
August 1948: „Ausschuss von Sachverständigen für Verfassungsfragen“ tagt in Herrenchiemsee und arbeitet die Vorlage für eine Verfassung aus

1. September: parlamentarischer Rat (CDU/CSU 27, SPD 27, FDP 5) arbeitet unter dem Vorsitz Konrad Adenauers Verfassung nach Vorlage der Herrenchiemsee-Konferenz aus

· Berlin sollte nach Wunsch des parlamentarischen Rats ein eigenes Bundesland werden
aber: Alliierte bestehen auf Viermächtestatus ( Sonderstatus:
( keine Gültigkeit der Bundesgesetze innerhalb Berlins
( nur beratende Funktion in Bundeseinrichtungen

· Name „Bundesrepublik Deutschland“ soll provisorischen Charakter verdeutlichen
( längerfristiges Ziel: deutsche Wiedervereinigung

· provisorische Bundeshauptstadt: Bonn

Streitpunkte
· Stellung der Länder im Bund (Föderalismus)
· Wirtschafts- und Sozialordnung (Sozialismus gegen soziale Marktwirtschaft)

Staatsaufbau im Grundgesetz

· Leitgedanke: Verhinderung von Nationalsozialismus und Diktatur
· Schutz der grundgesetzlichen Ordnung (Verfassung): Änderung nur mit 2/3 Mehrheit

unveränderliche Prinzipien des Grundgesetzes
· Menschenwürde
· Demokratie
· Rechtsstaat
· Sozialstaat
· Bundesstaat

Sicherung von
· materialem Rechtsstaat über Grundrechte und vertikale/horizontale Gewaltenteilung

· liberaler Demokratie über Verankerung von Parteien und Wahlen im Verfassungstext

Staatsaufbau
· höchstes Rechtsprechungsorgan: Bundesverfassungsgericht

· Bundespräsident hat nur noch repräsentative Funktion (Wahl durch Bundesversammlung)

· Bundeskanzler ist das wichtigste Amt im Staat
(Wahl durch Bundestag; konstruktives Misstrauensvotum zur Abwahl möglich)
( Kanzlerdemokratie: Kanzler bestimmt die Richtlinien der Politik

· Wahl des Bundestags durch personalisiertes Verhältniswahlrecht

Verhältnis von Bund und Ländern
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Bundestag hat Vorrechte
aber: Bundesrat (Ländervertretung) kann Gesetze über Länderbelange verhindern

· Bund: Gesetzgebungsrecht bei der Außen-, Währungs- und später der Wehrpolitik

· Länder: Gesetzgebungsrecht bei der Kultur- und Kommunalpolitik
· alle anderen Bereiche erfordern Einigung zwischen Bund und Ländern

8. Mai 1949: Billigung des Grundgesetzes von 53 Mitgliedern des parlamentarischen Rates (sechs Abgeordnete der CSU, je zwei von DP/Zentrum/KPD stimmen dagegen)

23. Mai: Ratifizierung der neuen Verfassung durch alle Länder (bis auf Bayern, dem die föderative Struktur zu schwach ausgeprägt war)

Genehmigung der Verfassung durch die Militärgouverneure (unter gewissen Vorbehalten)

Souveränitätsbeschränkungen

Vorbehaltsrechte der Alliierten:
die neue Bundesrepublik Deutschland ist immer noch ein besetztes Land
· Alliierte Hohe Kommission hat oberste Regierungsgewalt
( Kontrolle von Außenhandel, Reparationen, Entmilitarisierung, Notstandsrecht, Binnenwirtschaft

· Internationale Ruhrbehörde (Aufteilung von Kohle- und Stahlproduktion auf USA, England, Frankreich und Beneluxländer)

( Einschränkung der Souveränität der Bundesrepublik Deutschlands

April 1949: Besatzungsstatut der Westalliierten: Begrenzung ihres Handlungsspielraums

Erste Wahl von Bundestag und Bundesregierung

14. August 1949: der erste Deutsche Bundestag wurde gewählt
(CDU/CSU 139, SPD 131, FDP 52, DP 17 Mandate)
( Bundesregierung: Koalition aus derselben CDU/CSU-FDP-Koalition, die schon im Frankfurter Wirtschaftsrat zusammengearbeitet hatte

September 1949: Theodor Heuss wird zum ersten Bundespräsidenten,
Konrad Adenauer zum ersten Bundeskanzler gewählt

3 Die Gründung der Deutschen Demokratischen Republik

Die Volkskongressbewegung 1947-1949
November 1946: SED legt Entwurf einer gesamtdeutschen Verfassung für DDR vor

Dezember 1947: erster Volkskongress bereitet in Berlin Verfassungsentwurf vor

März 1948: zweiter Volkskongress wählt vierhundertköpfigen Deutschen Volksrat
( Deutschen Volksrat nimmt Entwurf von 1946 an
Mai 1949: Wahl zum dritten Volkskongress mit Einheitsliste bestehend aus Kandidaten der Blockparteien und Massenorganisationen

einzige Wahlmöglichkeiten: Ja und Nein ( 63% der Wähler stimmten mit Ja

30. Mai 1949: Bestätigung der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik durch den Volkskongress und zugleich Wahl eines neuen Volksrates

9. Oktober: Volksrat setzt Verfassung in Kraft (hatte bis 1968 Gültigkeit, entsprach aber nicht der politischen und gesellschaftlichen Wirklichkeit der DDR)
Die DDR-Verfassung von 1949
· viele Ähnlichkeiten mit der Weimarer Verfassung

· Volksdemokratie als Leitgedanke:
Volkskammer wird höchstes Verfassungsorgan mit Gesetzgebungs-, Regierungs- und Justizfunktion ( bewusste Ausschaltung der Gewaltenteilung
· Kontrolle der Justiz: Volkskammer kann Richter absetzen

· bis 1952: Parlament besitzt Kontrollbefugnisse gegenüber Ministerrat
dann: Ministerrat besitzt Kontrollfunktionen über die Staatsverwaltung
· Aufhebung des Prinzips der repräsentativen Demokratie und des Parteienpluralismus
( Verhältniswahl für Volkskammer durch Einheitsliste (Blockbildung statt Pluralismus)
· Länder hatten das Recht an Gesetzgebung teilzuhaben
aber: Länderkammer hatte nur ein Vetorecht
( 1952: Abschaffung von Länderkammer und Ländern
· Wirtschaftsordnung: vom Parlament kontrollierte Planwirtschaft
· entschädigungslose Enteignung führt Weg der Sozialisierung fort
· Staatsgewalt durch klassische liberale Grundrechte eingeschränkt
aber: Diskrepanz zwischen Verfassungsrecht und Wirklichkeit
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Bildung der Verfassungsorgane der DDR

Volksrat erklärt sich zur provisorischen Volkskammer
( auch Regierung und Länderkammer werden provisorisch gebildet

11. Oktober 1949: Wilhelm Pieck wird zum Präsidenten der Republik und Otto Grotewohl zum Ministerpräsidenten gewählt
ab Oktober 1950: Verfassungsmäßige Wahlen; aber: mit Einheitslisten

11. November 1949: SMAD überträgt der Regierung der DDR die Verwaltungshoheit
aber: Vorbehalte bei Entmilitarisierung, Demokratisierung, Reparationen u. Außenhandel

Besatzungsbehörde „Sowjetische Kontrollkommission“ sicherte sich außerdem den Generalvorbehalt für alle weiteren notwendigen Eingriffe

4 West- bzw. Ostintegration der beiden deutschen Staaten

Durch den Kalten Krieg war Deutschland in zwei Staaten mit entgegen gesetzten politischen, wirtschaftlichen und sozialen Zielen geteilt.

Besetzung durch fremde Truppen ( weder innen- noch außenpolitische Souveränität
Adenauer und das Ziel Souveränität

Adenauer will erst Erlangung der Souveränität der BRD, dann Wiedervereinigung mit DDR

aber: SPD, Teil der evangelischen Kirche, Gewerkschaften wollen erst Wiedervereinigung

November 1949: Petersberger Abkommen ( erste außenpolitische Handlungsfreiheiten

· Beitritt zu internationalen Kommissionen und Organisationen

· konsularische Vertretungen

Gegenleistung der Bundesrepublik Deutschland:
1949: Beitritt zur Internationalen Ruhrbehörde (1948 gegründet)
(Akzeptanz der Aufteilung von Kohle- und Stahlproduktion auf die Alliierten)

( Ablehnung durch die SPD (Adenauer als „Kanzler der Alliierten“)

1951: Beitritt zum Europarat (1949 gegründet)
· Mitglieder: zehn europäische Staaten
· Ziel: Entwicklung einer gemeinsamen Zukunft

1950: Schuman-Plan (französischer Außenminister Robert Schuman)
Schaffung eines gemeinsamen europäischen Marktes für Kohle und Stahl

1952: Montanunion (Frankreich, England, Deutschland, Italien, Beneluxländer)

Koreakrieg und deutscher Verteidigungsbeitrag

ab 1950: Koreakrieg: Nordkorea (kommunistisches China) gegen Südkorea (USA)
( Abzug von amerikanischen Truppen aus Europa

· Adenauer befürwortet einen westdeutschen Wehrbeitrag bei einer Europaarmee

· Vorbereitung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) mit BRD-Beteiligung
März 1952: Stalin-Note (Versuch BRD-Beteiligung an der EVG zu verhindern)
Angebot einer deutschen Wiedervereinigung
aber: militärische Neutralität Deutschlands als Vorraussetzung

( Bundesregierung lehnt die Stalin-Note ungeprüft ab

August 1952: Adenauer unterzeichnet Deutschlandvertrag

Inhalt:

· Aufhebung des Besatzungsstatuts und der Alliierten Hohen Kommission
( Souveränität für die Bundesrepublik Deutschland
Bedingungen:

· Stationierung von alliierten Streitkräften (Notstandsfall)

· Alliierten Vorbehaltsrechte gegenüber
( Berlin
( Deutschland als Ganzes (Wiedervereinigung)
( Friedensvertrag

· Auflagen für Innen- und Außenpolitik: Verpflichtung der BRD auf
( Grundsätze der UN-Charta
( Statut des Europarates
( Ziele der freien Welt

aber: Frankreich ratifiziert die EVG-Verträge nicht ( Deutschlandvertrag ungültig

Pariser Verträge: WEU- und NATO-Beitritt

Amerika und England setzen sich für Beitritt der BRD zur
NATO (gegründet 1949 als Verteidigungsbündnis gegen die Sowjetunion) und
WEU (Westeuropäische Union, gegründet mit dem „Brüsseler Vertrag“ 1948) ein
1954: Pariser Verträge

· Deutschlandvertrag

· Beitritt zur Westeuropäischen Union (WEU)

· Beitritt zur NATO

Debatte um die Verträge

SPD, Teile der evangelischen Kirche und Gewerkschaften sind gegen die Verträge der Wiederbewaffnung, da so Westintegration, Wiederbewaffnung und westdeutsche Souveränität Vorrang vor der Wiedervereinigung hätte.

Januar 1955: sowjetische Erklärung zur Deutschland-Frage
( Entscheidung zwischen Pariser Verträgen und Wiedervereinigung möglich
aber: Adenauer lehnt das sowjetische Angebot ab
5. Mai 1955: Bundesregierung ratifiziert die Pariser Verträge
( Gründung der Bundeswehr und Einführung der allgemeinen Wehrpflicht
Ostintegration der DDR

1950:
DDR tritt RWG (sowjetische Reaktion auf den Marshall-Plan) bei
( Sozialisierung der Industrie nach sowjetischem Vorbild
( Kollektivierung der Landwirtschaft

17. Juni 1953: Aufstand gegen Erhöhung der Arbeitsnormen
( Niederschlagung durch Rote Armee
1953: Tod Stalins

1955: Warschauer Pakt als Antwort auf den NATO-Beitritt der BRD
(Verteidigungsbündnis der Ostblockstaaten)

September 1955: Sowjetunion verleiht (scheinbare) innere Souveränität an die DDR
Januar 1956: Beitritt der DDR zum Warschauer Pakt
( Umwandelung der kasernierten Volkspolizei in die Nationale Volksarmee (NVA)
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